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A. Vorbemerkungen 

 

Der weitere Ausbau der Digitalisierung des Gesundheitswesens ist aus Sicht der Deut-

schen Rentenversicherung sinnvoll, nicht nur um eine moderne, effiziente und zukunfts-

fähige Gesundheitsversorgung in Deutschland zu fördern, sondern auch zum weiteren 

Ausbau der Strukturen und der Vernetzung aller verantwortlichen Akteure. Ein wichtiger 

Baustein hierfür ist die Fortentwicklung der Telematikinfrastruktur, der elektronischen 

Patientenakte (ePA) und der Gesellschaft für Telematik (gematik). Die bereits vorhande-

nen digitalen Versorgungs-Elemente sollten nutzerfreundlich weiterentwickelt und kon-

sequent ausgebaut werden.  

 

Die durch den Europäischen Gesundheitsdatenraum (European Health Data Space – 

EHDS) sich bietenden Möglichkeiten der Sekundärnutzung und Auswertung von vorhan-

denen Daten mit dem Ziel einer Verbesserung der Versorgung der Mitglieder der Sozi-

alversicherung werden von uns als positiv bewertet. 

 

 

B. Zu Art. 7 Nr. 7 GeDIG-E: § 8 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 GDNG 

 

Nach dieser Regelung soll der Erlass einer Rechtsverordnung betreffend Kategorien von 

elektronischen Gesundheitsdaten oder Gesundheitsdateninhaber(n) der Renten- und 

Unfallversicherung (zur Bestimmung domänenspezifischer Zugangsstellen für Gesund-

heitsdaten) gemäß § 8 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 des Gesundheitsdatennutzungsgesetzes 

(GDNG) in der Fassung des Art. 7 Nr. 7 des GeDIG-E abweichend von Satz 1 des § 8 

Abs. 3 GDNG durch das BMAS im Einvernehmen mit dem BMG erfolgen.  

 

Die Erhebung von Gebühren durch die Zugangsstellen für Gesundheitsdaten nach Maß-

gabe des Artikel 62 der EHDS-Verordnung ist in § 15 GeDIG-E geregelt. Die hier ge-

nannten Gebühren beziehen sich auf die Kosten des Antragsverfahrens.  

 

Art. 55 Abs. 2 Satz 1 Buchst. a) der EHDS-Verordnung regelt, dass jede Zugangsstelle 

für Gesundheitsdaten mit den personellen, finanziellen und technischen Ressourcen 

auszustatten ist. Insbesondere zu der Frage der Finanzierung findet sich im Entwurf des 

GeDIG keine ausdrückliche Regelung. In der Begründung wird lediglich ausgeführt: 
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„Erfüllungsaufwand, der im Zuge der Einrichtung von domänenspezifischen Datenzu-

gangsstellen, der Benennung von Vermittlungsstellen für Gesundheitsdaten sowie von 

vertrauenswürdigen Dateninhabern entsteht, wird im Zuge des Erlassens der jeweiligen 

Rechtsverordnung bestimmt.“ 

 

Wir weisen vorsorglich darauf hin, dass diese Finanzierung aus Steuermitteln erfolgen 

muss, da es sich um eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe handelt.  


